
ist hier schon lange nicht mehr auf dem 
neuesten Stand der Forschung. Überhaupt 
sollte das Spannungsfeld zwischen tradi­
tioneller Dogmatik und Funktionalismus, 
etwa im Bereich von Stifterrechten, wie in 
den Nachbarländern offen adressiert wer­
den, anstatt mangels überschaubarer 
Rechtslage im Konflikt zwischen Bundes­
recht und – zum Teil mangels Kompetenz 
wohl verfassungswidrigem – Landesrecht 
einen Wildwuchs in der Anerkennungs­
praxis zuzulassen. Hier werden, um po­
tente Stifter nicht zu verlieren, zum Teil 
fragwürdige Strukturen anerkannt, gegen 
die sich mangels Rechtschutzmöglich­
keiten im deutschen Recht auch niemand 
wehren kann.

Stiftungen. Wie sieht eigentlich die Entwick-
lung in den Nachbarländern aus? 
Jakob: In der Schweiz sind die allgemei­
nen Gründungszahlen im Verhältnis sehr 
ähnlich, was demonstriert, dass die grund­
sätzliche Bereitschaft zum Stiften nicht al­
lein an neuen steuerlichen Incentives 
hängt. In Bezug auf das Phänomen von 
Kleinststiftungen wurde dort allerdings 
schon vor einiger Zeit erkannt, dass es bei 
kleineren Vermögen häufig deutlich grö­
ßere Hebelwirkung verspricht, sein Heil 
in Mit-, Zu- und Dachstiftungsmodellen zu 
suchen, anstatt stets die „eigene Stiftung“ 
zu gründen. Problematisch ist eher, dass 
sich viele Konstruktionen noch weitge­
hend im rechtsfreien Raum abspielen. Aus 
diesem Grund habe ich diese Fragen auch 
zu einer zentralen Thematik meines am 
16. April 2010 stattfindenden Zürcher Stif­
tungsrechtstags gemacht. 

DIE STIFTUNG: Was können deutsche Stif-
tungen von ihren Nachbarn lernen? 
Jakob: Lernen könnte zunächst und vor 
allem der Gesetzgeber, etwa in punkto Be­
teiligtenrechte und moderner Foundation 
Governance. Das deutsche Stiftungsrecht 

DIE STIFTUNG: 2008 war für viele Stif-
tungen ein Jahr der Rekordverluste in der 
Vermögensanlage, 2009 schon wieder ein 
Jahr der Konsolidierung. Was erwartet mit-
teleuropäische Stiftungen 2010?
Prof. Dr. Dominique Jakob: Meines Erach­
tens wird der Trend 2010 für die Stiftungen 
von den finanziellen wieder zu den stra­
tegischen Fragen gehen, insbesondere hin­
sichtlich einer Internationalisierung der 
Stiftungstätigkeit vor dem Hintergrund der 
europarechtlichen Entwicklungen und des 
zunehmenden Wettbewerbs auf dem Ge­
meinnützigkeits- und Spendenmarkt. Mög­
licherweise werden auch von den natio­
nalen Gesetzgebern Aktivitäten ausgehen, 
etwa im Hinblick auf die steuerlichen Rah­
menbedingungen, aber auch im Bereich 
der Foundation Governance und der Rech­
te der Stiftungsbeteiligten. In den Zeiten 
„post Finanzkrise“ wird auch der Wettbe­
werb der Stiftungsstandorte verstärkt her­
vortreten. 

DIE STIFTUNG: Seit dem Gesetz zur weiteren 
Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments von 2007 gab es in Deutschland tau-
sende Gründungen kleinerer und kleinster 

Der Wettbewerb der  
Stiftungsstandorte wird stärker
Im Gespräch mit Prof. Dr. Dominique Jakob (Universität Zürich) über die  
Zukunft des deutschen und europäischen Stiftungssektors

Die Gründung einer eigenen Stiftung ist nicht immer der 
richtige Weg. Oft lässt sich gerade bei kleineren Vermögen 
mit Dach- oder Zustiftungen mehr erreichen. Zudem können 
deutsche Stifter und der Gesetzgeber vom ausländischen 
Stiftungswesen einiges lernen. Auch gibt es gute Gründe für 
eine Reform des Gemeinnützigkeitsrechts. Dieser Ansicht 
ist Prof. Dr. Dominique Jakob von der Universität Zürich. 
Im Gespräch mit der STIFTUNG erläuterte der Rechtswis­
senschaftler, warum sich ein Blick über die Landesgrenzen 
lohnt und wie ein künftiges europäisches Stiftungswesen 
aussehen könnte.

Prof. Dr. Dominique Jakob, M.I.L. (Lund), ist Inha-

ber eines Lehrstuhls für Privatrecht und Leiter des 

von ihm gegründeten „Zentrums für Stiftungsrecht“ 

an der Universität Zürich. Er ist Veranstalter des am 

16. April 2010 erstmals durchgeführten „Zürcher 

Stiftungsrechtstags“ und Verfasser zahlreicher 

Publikationen zum nationalen, vergleichenden, 

internationalen und europäischen Stiftungsrecht. 
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Stifter und Stiftungen können sich in 
der Satzungsgestaltung inspirieren las­
sen, z.B. im Hinblick auf Inkompatibili­
tätsbestimmungen bei der Besetzung der 
Organe, Beteiligtenrechte und das Ein­
richten von internen Governance-Struk­
turen. Auch der Blick auf die Modelle der 
Kooperation von Stiftungen und Stiftern 
lohnt. 

DIE STIFTUNG: Wie beurteilen Sie die Arbeit 
der jeweils nationalen Interessenverbände 
zum Stiftungswesen? 
Jakob: Sie ist wichtig und meist gut. Hier 
wird wertvolle Arbeit in punkto Interes­
senvertretung, Information und Vernet­
zung geleistet. Wichtig erscheint mir al­
lerdings auch, dass die Verbände offen 
und kenntnisreich bezüglich der Wahl 
möglicher Rechtsformen und Strukturen 
informieren und potenzielle gemein­
nützige Vorhaben nicht zwingend in die 
auf Ewigkeit angelegte „eigene Stiftung“ 
schicken.

DIE STIFTUNG: Wo sehen Sie allgemein die 
Herausforderungen des Stiftungswesens im 
europäischen Kontext? 
Jakob: Zur Beantwortung dieser Frage 
bräuchten wir ein eigenes Interview. In 
Stichworten und beschränkt auf rechtliche 
Gesichtpunkte geht es zunächst um die 
wachsende grenzüberschreitende Stiftungs­

tätigkeit, die internationale Anerkennung 
von Strukturen, grenzüberschreitende 
Sitzverlegung und nicht zuletzt um die 
Reaktionen auf derartige Sachverhalte im 
nationalen und internationalen Steuer­
recht. Vor dem Hintergrund dieser Ent­
wicklungen wird die mögliche Schaffung 
einer „European Foundation“ als supra­
nationaler Rechtsform für grenzüber­
schreitende gemeinnützige Tätigkeit zu 
beobachten sein, deren Konturen nach 
bisherigem Stand noch kaum zu überzeu­
gen vermögen. 

Weitere spannende Fragen liegen im 
Zusammenspiel von Rechten der Stifter, 
den Rechten der Begünstigten, den jewei­
ligen Rechtschutzmöglichkeiten und dem 
notwendigen Kompromiss zwischen 
Transparenz und Vertraulichkeit. Neu­
deutsch kann man all dies unter dem Be­
griff der „Foundation Governance“ zusam­
menfassen. Hier ist das Entwicklungs­
potenzial in Deutschland noch nicht aus­
geschöpft. 

Daneben muss die Kenntnis gegen­
über – auch ausländischen – Privatstif­
tungsmodellen erhöht werden, um eine 
sinnvolle Behandlung dieser Figuren zu 
gewährleisten. Eine völlige Stigmati­
sierung dieser Stiftungsformen ist zu kurz 
gedacht, denn ein Standbein des zukünf­
tigen europäischen Stiftungswesens kann 
durchaus in einer legitimen Mischung 
privat- und gemeinnütziger Stiftungs­
zwecke liegen. Hier gibt es subtilere Me­
thoden, etwaigen Missbrauch zu ver­
hindern. Schließlich müssen künftige 
nationale und internationale Standards 
für Bank- und Finanzdienstleistungen sinn­
voll auf das Stiftungswesen übertragen 
werden. 

DIE STIFTUNG: Was sollten künftige Stif-
tungen an finanziellen, personellen und 
ideellen Ressourcen mitbringen, um spür-
bare Veränderungen zu bewirken und 
dauerhaft Bestand zu haben? 
Jakob: Die auf Ewigkeit angelegte, eigene 
Stiftung ist nur eine von mehreren Mög­
lichkeiten, sich stiftungsmäßig zu enga­
gieren. Hierfür sollte eine entsprechende 
Hebelkraft vorhanden sein, sonst sollte 
man sich lieber in (freilich sorgsam aus­
gewählten) Projekten anderer engagieren. 
Insgesamt sollte die Stiftung nicht als 
Standardprodukt begriffen werden. Jeder 
Stifter ist für die erfolgreiche Zukunft sei­
ner Stiftung grundsätzlich selbst verant­
wortlich. 

DIE STIFTUNG: Inwiefern sehen Sie Ten-
denzen einer Harmonisierung des Gemein-
nützigkeitsrechts auf europäischer Ebene, 
und welche Konsequenzen hat diese Entwick
lung für das deutsche Stiftungswesen? 
Jakob: Eine echte Harmonisierung des 
Gemeinnützigkeitsrechts wird es in nähe­
rer Zukunft nicht geben. Die europäischen 
Ansätze, sei es durch die Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs, sei es 
durch die European Foundation, laufen 
auf Nichtdiskriminierung heraus. Verhin­
dert werden soll, dass Stiftungen aufgrund 
eines Sitzes in einem anderen Mitgliedsstaat, 

beziehungsweise als zukünftige Europä­
ische Stiftungen, schlechter behandelt 
werden als einheimische Stiftungen. Diese 
Entwicklungen erscheinen zunächst po­
sitiv für eine international angelegte Tätig­
keit deutscher Stiftungen. Allein: Wenn 
in Zukunft Gemeinnützigkeitsprivilegien 
in Europa grundsätzlich unabhängig vom 
Sitz der Stiftung anerkannt werden, könn­
ten Stifter mit Potenzial für internationale 
Tätigkeit verstärkt ihren Sitz in anderen 
Staaten suchen, die attraktivere zivil- und 
verwaltungsrechtliche Rahmenbe­
dingungen für das Stiftungsvorhaben bie­
ten. Wenn Deutschland hier die Augen 
verschließt, könnte der Standort Probleme 
bekommen. 

Ein Blick über die Landesgrenzen lohnt: Wenn 

Deutschland die Augen verschließt, könnte der 

Standort bald Probleme bekommen – meint 

Jakob.

Eine Harmonisierung des Gemeinnützigkeits-

rechts wird noch auf sich warten lassen, lautet 

die Prognose des Juristen.
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fördern, aber dennoch gewisse Leitlinien 
setzen, könnte das ein weiterer Grund sein, 
an eine moderne und strukturelle Reform 
des Gemeinnützigkeitsrechts zu denken. 

DIE STIFTUNG: Professor Jakob, vielen Dank 
für das Interview.	

Das Gespräch führten  
Gregor Jungheim und Ernst Wittmann.

Härtefälle geben könnte, erscheint eine 
Initiative derzeit kaum realistisch. In der 
Wirtschaft ist das Bewusstsein zur Unter­
stützung des Dritten Sektors erfreulicher­
weise gestiegen. 

DIE STIFTUNG: Wie genehm ist den mittel-
europäischen Regierungen überhaupt die 
Vision einer sich selbst organisierenden 
Zivilgesellschaft, aus deren Mitte alle 
wesentlichen Impulse für gesellschaftliche 
Veränderungen kommen? 
Jakob: Die deutsche Politik erscheint aus 
Sicht mancher möglicherweise etwas ner­
vös dem Phänomen gegenüber, dass Im­
pulse zur Mitgestaltung aus der Gesell­
schaft heraus kommen sollen. Allerdings 
hat das im Gemeinnützigkeitsbereich auch 
eine rechtliche Komponente, da die all­
seits erwartete breite Privilegierung ge­
meinnütziger Vorhaben, welche ja Nach­
teile für den Haushalt durch Steueraus­
fälle birgt, auch die Haushaltshoheit des 
Bundes tangieren kann. Möchte die Politik 
also die Gemeinnützigkeit grundsätzlich 

DIE STIFTUNG: Wie beurteilen Sie speziell 
die Entwicklung der treuhänderisch verwal-
teten, unselbstständigen Stiftungen? 
Jakob: Als Alternative zur eigenen selbst­
ständigen Stiftung ist diese Stiftungsform 
eine ernstzunehmende, häufig verwendete 
und auch steuerlich optimierbare Gestal­
tungsmöglichkeit. Allerdings steht und 
fällt dieses Modell mit der Auswahl eines 
vertrauenswürdigen Treuhänders. Und lei­
der existiert hier die ein oder andere nicht 
als seriös einzuschätzende Einrichtung, 
die über hohe Errichtungsprovisionen und 
Verwaltungsgebühren vorrangig ihr eige­
nes Geschäft zu machen versucht.

DIE STIFTUNG: Welche Unterstützung kann 
der Dritte Sektor künftig von Wirtschaft 
und Politik erwarten? 
Jakob: Die Politik ist zuletzt mit steuer­
lichen Privilegien eingesprungen. Hier wird 
weiterer Spielraum begrenzt sein. Wich­
tiger wäre aus meiner Sicht ohnehin eine 
strukturelle Neuordnung des Gemeinnüt­
zigkeitsrechts. Nachdem es hier aber einige 

Weitere Informationen
www.zentrum-stiftungsrecht.uzh.ch
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